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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (10. Ausschuß) 


zu dem von den Fraktionen der CDU/CSU und FDP eingebrachten 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Gewährung 
einer Vergütung für die Aufgabe der Miicherzeugung für den Markt 
— Drucksache 10/3454 — 


A. Problem 

Die EG hat die Mitgliedstaaten ermächtigt, die Abgaben, die 
während der ersten beiden Zwölfmonatszeiträume der Garan- 
tiemengen-Regelung für Milch erhoben werden, für den Auf- 
kauf weiterer Referenzmengen aus dem Markt zu verwenden. 
Einige Länder streben an, auch in eigener Zuständigkeit an 
Milcherzeuger Vergütungen für die Aufgabe der Milcherzeu- 
gung zu gewähren. Auch sie wollen Referenzmengen aufkau- 
fen, um sie im Rahmen der Strukturverbesserung und bei der 
Lösung von Problemfällen der Garantiemengenregelung für 
Milch zu verwenden. 


B. Lösung 

Das geltende Recht soll dahin geändert werden, daß der Bund 
von der Ermächtigung der EG Gebrauch macht und die betref- 
fenden Abgaben zum Aufkauf weiterer Referenzmengen ver- 
wendet. Die Länder sollen in eigener Zuständigkeit im Rah- 
men der Verbesserung der Agrarstruktur nach einheitlichen 
Kriterien zu einer Vergütungsregelung ermächtigt werden. 
Diese darf in Höhe und Zahlungsweise nicht besser ausgestal- 
tet sein als die Bundesmaßnahme. 


C. Alternativen 

keine 


Gegenstimme der Fraktion DIE GRÜNEN 
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D. Kosten 

Dem Bund entstehen zusätzliche Zweckausgaben, deren Höhe 
von der Inanspruchnahme der Herauskaufaktion durch die 
Milcherzeuger abhängig ist Für die Maßnahme sind im Haus- 
haltsentwurf 1986 und im Finanzplan folgende Ausgaben ver- 
anschlagt: 

— 1986: 120 Mio. DM, 

— 1987: 30 Mio. DM. 

Soweit die Ausgaben schon in 1985 entstehen, müssen Haus- 
haltsmittel überplanmäßig bereitgestellt werden. Einnahmen 
aus der Abgabe der Garantiemengenregelung Milch werden 
im Einzelplan 60 des Bundeshaushaltes verbucht. Das Abga- 
beaufkommen aus dem Milchwirtschaftsjahr 1984/85 wird auf 
rund 150 Mio. DM geschätzt Anfallende Personal- und Ver- 
waltungsaufgaben beim Bundesamt für Ernährung- und 
Forstwirtschaft und den eingeschalteten Landesstellen kön- 
nen im Rahmen der vorhandenen Ansätze ausgeglichen wer- 
den. 

Den Ländern entstehen durch die Bundesmaßnahme keine 
Kosten, wohl aber, wenn sie von der Ermächtigung zu eigenen 
Maßnahmen Gebrauch machen. 

Den Gemeinden entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/3454 — mit der Maßgabe, daß in Artikel 1 

1. in Nummer 2 der § 1 Abs. 1 a folgende Fassung erhält: 

„(la) Über die in Absatz 1 Satz 1 genannte Gesamtmenge hinaus können 
für weitere Mengen an die dort genannten Erzeuger nach Maßgabe des Arti- 
kels 9 Abs. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 857/84 ab 1985 Vergütungen bis zur 
Höhe der zur Verfügung stehenden Abgaben gewährt werden. Wenn die nach 
Satz 1 verfügbaren Mittel erschöpft sind, dürfen Vergütungen für weitere 
Mengen nur nach Maßgabe der verfügbaren Haushaltsmittel gewährt wer- 
den. Soweit Rechtsakte des Rates oder der Kommission nicht entgegenste- 
hen, kann die Vergütung in einer Höhe bis zu 700 DM je 1 000 kg Milch in 
einem Betrag oder in einer Höhe bis zu 800 DM je 1 000 kg Milch in fünf 
gleichen Jahresraten oder in einer Höhe von 1 000 DM je 1 000 kg Milch in 
zehn gleichen Jahresraten, beginnend ab 1985 gewährt werden. Die Vergü- 
tung für eine teilweise endgültige Aufgabe der Milcherzeugung kann ab einer 
Mindestmenge von 10 000 kg Milch gewährt werden.“, 

2. in Nummer 3 im § 2a Abs. 3 Satz 1 nach den Worten „Mit Ablauf des“ das 
Wort „zweiten“ eingefügt wird, 

im übrigen unverändert anzunehmen.. 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Schmidt (Gellersen) 


Der am 11. Juni 1985 eingebrachte Gesetzentwurf 
wurde in der 143. Sitzung des Deutschen Bundesta- 
ges am 13. Juni 1985 an den Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten federführend so- 
wie an den Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO über- 
wiesen. 

Der federführende Efnährungsausschuß hat ihn am 
19. Juni 1985 beraten und gegen die Stimme des 
Mitglieds der Fraktion DIE GRÜNEN gebilligt. 

Der Bericht des Haushaltsausschusses nach § 96 
GO wird gesondert erstattet. 

Bei dem Entwurf geht es um folgendes; 

Durch das zu ändernde Gesetz konnte Erzeugern, 
die sich bis zum 31. März 1985 zur Aufgabe der 
Milcherzeugung verpflichteten, eine Vergütung ge- 
währt werden (Milchrente). Diese axif der EWG-Ver- 
ordnung Nr. 857/84 beruhende Regelung hat sich 
als zweckmäßig erwiesen, so daß die Antragsfrist 
erneut eröffnet werden soll. Durch eine Neurege- 
lung dieser EWG-Verordnung sind die Mitgliedstaa- 
ten nunmehr ermächtigt, die Abgabe bei Überliefe- 
rungen von Milch für die ersten beiden Zwölfmo- 
natszeiträume der Milch-Garantiemengen- Rege- 
lung gleichfalls für eine Milchrente zu verwenden. 
Durch den Entwurf soll der Bund berechtigt wer- 
den, von dieser Ermächtigung Gebrauch zu ma- 
chen. 

Ferner soll durch den Entwurf auch den Ländern 
die Möglichkeit eröffnet werden, Referenzmengen 
aufzukaufen. Sie sollen sie im Rahmen der Verbes- 
serung der Agrarstruktur und bei der Lösung von 


Problemfällen auf dem Milchsektor verwenden. Die 
Ausgestaltung der Kriterien dieser Vergütungsre- 
gelung soll für die Länder einheitlich erfolgen. Die 
Ländermaßnahmen sollen in Höhe und Zahlungs- 
weise nicht besser ausgestaltet sein als die Bundes- 
maßnahme. 

Wegen der Einzelheiten wird auf die Begründung 
des Entwurfs verwiesen. 

Bei den Beratungen im Ausschuß fand der Entwurf 
die Billigung der antragstellenden Fraktionen und 
der SPD-Fraktion; das Ausschußmitglied der Frak- 
tion DIE GRÜNEN stimmte gegen den Entwurf. 
Den Änderungen in Artikel 1 lagen folgende Über- 
legungen des Ausschusses zugrunde: 

1. Die Änderung der Nummer 2 (§ 1 Abs. 1 a) soll 
dem Bund die Möglichkeit eröffnen, weitere Mit- 
tel des Bundeshaushalts einzusetzen, um Auf- 
kaufaktionen zu finanzieren. Dies soll möglich 
sein ohne vorherige erneute Gesetzesänderung. 
Das Wahlrecht für fünf oder zehn Jahresraten 
kommt nur zum Zuge, wenn diese Haushaltsmit- 
tel zur Vefügung stehen. 

2. Die Änderung in Nummer 3 (§ 2 a Abs. 3 Satz 1) 
wird den Erfahrungen gerecht, die aus der bis- 
herigen Praxis gewonnen worden sind. 

Im übrigen wurde der Entwurf gebilligt. 

Namens des Ausschusses für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten bitte ich den Deutschen Bundes- 
tag, der Vorlage nach Maßgabe der Beschlußemp- 
fehlung zuzustimmen. 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Berichterstatter 
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